
Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelklägerinnen: Alpina River Cruises GmbH und Nicko 
Tours GmbH 

Rechtsmittelbeklagter: Ministero delle infrastrutture e dei trasporti 
— Capitaneria di Porto di Chioggia 

Vorlagefrage 

Ist die Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 ( 1 ) des Rates vom 7. 
Dezember 1992 dahin auszulegen, dass sie auf Kreuzfahrten 
anwendbar ist, die zwischen Häfen eines Mitgliedstaats stattfin­
den, ohne dass in diesen Häfen weitere Passagiere an und von 
Bord gehen, wenn diese Kreuzfahrten damit beginnen bzw. en­
den, dass dieselben Passagiere sich im selben Hafen des Mitglied­
staats ein- bzw. ausschiffen? 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 des Rates vom 7. Dezember 1992 
zur Anwendung des Grundsatzes des freien Dienstleistungsverkehrs 
auf den Seeverkehr in den Mitgliedstaaten (Seekabotage) (ABl. L 364, 
S. 7). 

Vorabentscheidungsersuchen des Consiglio di Stato 
(Italien), eingereicht am 15. Januar 2013 — Ministero 

dell’Interno/Fastweb SpA 

(Rechtssache C-19/13) 

(2013/C 86/18) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Consiglio di Stato 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelführer: Ministero dell’Interno 

Rechtsmittelgegnerin: Fastweb SpA 

Vorlagefrage 

1. Ist Art. 2d Abs. 4 der Richtlinie 2007/66 ( 1 ) dahin auszule­
gen, dass es in Fällen, in denen ein öffentlicher Auftraggeber 
— bevor er den Auftrag direkt an einen bestimmten Wirt­
schaftsteilnehmer vergibt, den er ohne vorherige Veröffent­
lichung der Bekanntmachung ausgewählt hat — im Amts­
blatt der Europäischen Union die Bekanntmachung für die 
Zwecke der Ex-Ante-Transparenz veröffentlicht und für 
den Abschluss des Vertrags mindestens zehn Tage abgewar­
tet hat, dem nationalen Gericht — automatisch und in je­
dem Fall — verwehrt ist, den Vertrag für unwirksam zu 
erklären, auch wenn es einen Verstoß gegen die Vorschriften 
feststellt, die unter bestimmten Bedingungen die Vergabe des 
Vertrags ohne Durchführung einer Ausschreibung erlauben? 

2. Steht Art. 2d Abs. 4 der Richtlinie 2007/66 — wenn er 
dahin ausgelegt wird, dass er die Möglichkeit ausschließt, 

den Vertrag nach nationalem Recht (Art. 122 des Codice 
del processo amministrativo) für unwirksam zu erklären, 
obwohl das Gericht einen Verstoß gegen die Vorschriften 
feststellt, die unter bestimmten Bedingungen die Vergabe 
des Vertrags ohne Durchführung einer Ausschreibung erlau­
ben — mit den Grundsätzen der Gleichheit der Parteien, der 
Nichtdiskriminierung und des Schutzes des Wettbewerbs in 
Einklang und stellt er das in Art. 47 der Charta der Grund­
rechte der Europäischen Union verankerte Recht auf einen 
wirksamen Rechtbehelf sicher? 

( 1 ) Richtlinie 2007/66/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2007 zur Änderung der Richtlinien 
89/665/EWG und 92/13/EWG des Rates im Hinblick auf die Ver­
besserung der Wirksamkeit der Nachprüfungsverfahren bezüglich der 
Vergabe öffentlicher Aufträge (ABl. L 335, S. 31). 

Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts 
Berlin (Deutschland) eingereicht am 15. Januar 2013 — 

Daniel Unland gegen Land Berlin 

(Rechtssache C-20/13) 

(2013/C 86/19) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgericht Berlin 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Daniel Unland 

Beklagter: Land Berlin 

Vorlagefragen 

1. Ist europäisches Primär- und/oder Sekundärrecht, hier ins­
besondere die Richtlinie 2000/78/EG ( 1 ), im Sinne eines 
umfassenden Verbots ungerechtfertigter Diskriminierung 
wegen des Alters so auszulegen, dass es auch nationale 
Normen über die Besoldung der Landesrichter erfasst? 

2. Falls die Frage 1 bejaht wird: Ergibt die Auslegung dieses 
europäischen Primär- und/oder Sekundärrechts, dass eine 
nationale Vorschrift, nach der die Höhe des Grundgehalts 
eines Richters bei Begründung des Richterverhältnisses und 
der spätere Anstieg dieses Grundgehaltes von seinem Le­
bensalter abhängt, eine unmittelbare oder mittelbare Dis­
kriminierung wegen des Alters darstellt? 

3. Falls auch die Frage 2 bejaht wird: Steht die Auslegung 
dieses europäischen Primär- und/oder Sekundärrechts der 
Rechtfertigung einer solchen nationalen Vorschrift mit 
dem gesetzgeberischen Ziel entgegen, die Berufserfahrung 
und/oder die soziale Kompetenz zu honorieren?
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4. Falls auch die Frage 3 bejaht wird: Lässt die Auslegung des 
europäischen Primär- und/oder Sekundärrechts, solange 
keine Implementierung eines diskriminierungsfreien Besol­
dungsrechts erfolgt ist, eine andere Rechtsfolge zu, als die 
Diskriminierten rückwirkend gemäß der höchsten Besol­
dungsstufe ihrer Besoldungsgruppe zu besolden? 

Ergibt sich die Rechtsfolge des Verstoßes gegen das Dis­
kriminierungsverbot dabei aus dem europäischen Primär- 
und/oder Sekundärrecht, hier insbesondere aus der Richt­
linie 2000/78/EG, selbst oder folgt der Anspruch nur aus 
dem Gesichtspunkt mangelhafter Umsetzung europarecht­
licher Vorgaben nach dem unionsrechtlichen Staatshaf­
tungsanspruch? 

5. Steht die Auslegung des europäischen Primär- und/oder 
Sekundärrechts einer nationalen Maßnahme entgegen, den 
(Nach-)Zahlungs- oder Schadensersatzanspruch davon ab­
hängig zu machen, dass die Richter ihn zeitnah geltend 
gemacht haben? 

6. Falls die Fragen 1 bis 3 bejaht werden: Ergibt die Auslegung 
des europäischen Primär- und/oder Sekundärrechts, dass ein 
Überleitungsgesetz, mit dem die Bestandsrichter allein nach 
dem Betrag ihres gemäß dem alten (diskriminierenden) Be­
soldungsrecht zum Überleitungsstichtag erworbenen 
Grundgehalts einer Stufe des neuen Systems zugeordnet 
werden, und nach welchem sich der weitere Aufstieg in 
höhere Stufen sodann unabhängig von der absoluten Er­
fahrungszeit des Richters im Wesentlichen nach den seit 
Inkrafttreten des Überleitungsgesetzes hinzugewonnenen 
Erfahrungszeiten bemisst, eine — bis zum jeweiligen Errei­
chen der höchsten Besoldungsstufe fortdauernde — Per­
petuierung der bestehenden Altersdiskriminierung darstellt? 

7. Falls auch die Frage 6 bejaht wird: Steht die Auslegung des 
europäischen Primär- und/oder Sekundärrechts einer Recht­
fertigung dieser unbegrenzt fortdauernden Ungleichbehand­
lung mit dem gesetzgeberischen Ziel entgegen, nach wel­
chem mit dem Überleitungsgesetz nicht (nur) der zum 
Überleitungsstichtag bestehende Besitzstand der Bestands­
richter, sondern (auch) die Erwartung des ihnen nach 
dem alten Besoldungsrecht prognostisch zugewendeten Le­
benseinkommens in der jeweiligen Besoldungsgruppe ge­
schützt und Neurichter besser als Bestandsrichter besoldet 
werden sollen? 

Lässt sich die fortdauernde Diskriminierung der Bestands­
richter dadurch rechtfertigen, dass die Regelungsalternative 
(individuelle Einstufung auch der Bestandsrichter nach Er­
fahrungszeiten) mit einem erhöhten Verwaltungsaufwand 
verbunden wäre? 

8. Falls in Frage 7 eine Rechtfertigung verneint wird: Lässt die 
Auslegung des europäischen Primär- und/oder Sekundär­
rechts, solange keine Implementierung eines diskriminie­

rungsfreien Besoldungsrechts auch für die Bestandsrichter 
erfolgt ist, eine andere Rechtsfolge zu, als die Bestandsrich­
ter rückwirkend und fortlaufend gemäß der höchsten Be­
soldungsstufe ihrer Besoldungsgruppe zu besolden? 

9. Falls die Fragen 1 bis 3 bejaht werden und die Frage 6 
verneint wird: Ergibt die Auslegung des europäischen Pri­
mär- und/oder Sekundärrechts, dass eine Regelung in einem 
Überleitungsgesetz, die Bestandsrichtern, welche zum Zeit­
punkt der Überleitung ein bestimmtes Lebensalter erreicht 
hatten, ab einer bestimmten Gehaltsstufe einen schnelleren 
Gehaltsanstieg verschafft als den zum Überleitungsstichtag 
jüngeren Bestandsrichtern eine unmittelbare oder mittelbare 
Diskriminierung wegen des Alters darstellt? 

10. Falls die Frage 9 bejaht wird: Steht die Auslegung des eu­
ropäischen Primär- und/oder Sekundärrechts einer Recht­
fertigung dieser Ungleichbehandlung mit dem gesetzgeberi­
schen Ziel entgegen, nach welchem nicht der zum Über­
leitungsstichtag bestehende Besitzstand, sondern ausschließ­
lich die Erwartung des nach dem alten Besoldungsrecht 
prognostisch zugewendeten Lebenseinkommens in der je­
weiligen Besoldungsgruppe geschützt werden soll? 

11. Falls in Frage 10 eine Rechtfertigung verneint wird: Lässt 
die Auslegung des europäischen Primär- und/oder Sekun­
därrechts, solange keine Implementierung eines diskriminie­
rungsfreien Besoldungsrechts auch für die Bestandsrichter 
erfolgt ist, eine andere Rechtsfolge zu, als allen Bestands­
richtern rückwirkend und fortlaufend denselben Gehalts­
anstieg zu verschaffen wie den in Frage 9 genannten privi­
legierten Richtern? 

( 1 ) Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Fest­
legung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf; ABl. L 303, S. 16. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Napoli 
(Italien), eingereicht am 17. Januar 2013 — Mascolo/ 

Ministero dell’Istruzione, dell’Università e della Ricerca 

(Rechtssache C-22/13) 

(2013/C 86/20) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale di Napoli 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Raffaella Mascolo

DE C 86/12 Amtsblatt der Europäischen Union 23.3.2013


	Vorabentscheidungsersuchen des Consiglio di Stato (Italien), eingereicht am 15. Januar 2013 — Ministero dell’Interno/Fastweb SpA  (Rechtssache C-19/13)
	Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts Berlin (Deutschland) eingereicht am 15. Januar 2013 — Daniel Unland gegen Land Berlin  (Rechtssache C-20/13)
	Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Napoli (Italien), eingereicht am 17. Januar 2013 — Mascolo/ Ministero dell’Istruzione, dell’Università e della Ricerca  (Rechtssache C-22/13)

